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Gebührensatzung zur Klärschlammentsorgungssatzung  
des Gubener Wasser- und Abwasserzweckverbandes 

 
Präambel 
 
Auf der Grundlage  
 
- der §§ 2, 3, 28 und 64 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg  

(BbgKVerf) vom 5. März 2024 (GVBl.I/24, [Nr. 10], S. 1 ff., ber. [Nr. 38]), 
- des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit im Land Brandenburg 

(GKGBbg) vom 10. Juli 2014 (GVBl. I/14, [Nr.32]), zuletzt geändert durch Artikel 3 
des Gesetzes vom 5. März 2024 (GVBl.I/24, [Nr. 10], S.77), 

- der §§ 1, 2, 4, und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Brandenburg 
(KAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. März 2004 (GVBl. I/04, [Nr.08] 
S.174), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. Juni 2024 (GVBl.I/24, 
[Nr. 31]),  

- der §§ 66 und 68 des Brandenburgischen Wassergesetzes (BbgWG) in der  
Fassung der Bekanntmachung vom 2. März 2012 (GVBl. I/12, [Nr. 20]) in seiner je-
weils gültigen Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 29 des Gesetzes vom  
5. März 2024 (GVBl.I/24, [Nr. 9], S.14), 

 
hat die Verbandsversammlung des GWAZ auf ihrer Sitzung am 02.12.2024 mit  
Beschluss Nr. VV 15/2024 die Gebührensatzung zur Klärschlammentsorgungssatzung 
beschlossen. 

 
Die Satzung lautet nunmehr wie folgt: 
 
 
Inhaltsverzeichnis 
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§ 2 Gebührenschuldner 
§ 3 Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht 
§ 4 Erhebungszeitraum, Gebührenfestsetzung und Fälligkeit 
§ 5 Mitteilungs-, Auskunfts- und Duldungspflichten 
§ 6 Mengengebühr (Gebührenmaßstab und Gebührensätze) 
§ 7 Kostenerstattung für Sonderleistungen 
§ 8 Ordnungswidrigkeiten 
§ 9 Inkrafttreten 
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§ 1 
Allgemeines, Benutzungsgebühren 

 
(1) Der Gubener Wasser- und Abwasserzweckverband – nachfolgend Verband  

genannt – betreibt nach Maßgabe der Klärschlammentsorgungssatzung die Klär-
schlammentsorgung aus Kleinkläranlagen als öffentlich-rechtliche Einrichtung. 
Diese setzt sich zusammen aus den ehemaligen rechtlich selbständigen Anlagen 
E I, E II und E III. 
 
Die räumliche Abgrenzung der öffentlichen Einrichtungen ergibt sich aus der  
beigefügten Anlage 1, die Bestandteil dieser Satzung ist. Soweit nachfolgende 
Rechte und Pflichten von Grundstückseigentümern in Bezug auf Kleinkläranlagen 
und Klärschlammentsorgung normiert sind, gelten diese hinsichtlich der Anlage, in 
deren Gebiet das Grundstück gelegen ist. 
 

(2) Für die Kosten der Entleerung der Kleinkläranlagen, den Transport, die Behand-
lung und Beseitigung des entnommenen Klärschlamms und die Inanspruchnahme 
und Vorhaltung der öffentlichen Einrichtungen, erhebt der Verband nach Maßgabe 
dieser Satzung Benutzungsgebühren.  
Neben den Benutzungsgebühren werden Kostenerstattungen für Sonderleistun-
gen geltend gemacht. 

 
(3) Die in dieser Satzung geregelten Benutzungsgebühren und Kostenerstattungen 

enthalten insbesondere die nach betriebswirtschaftlichen Grundsätzen ansatzfähi-
gen Betriebs- und Verwaltungskosten, die für die Vor- und Unterhaltung sowie den 
Betrieb der öffentlichen Einrichtung, die Entleerung, den Transport und die Be-
handlung der Abwässer, die Abrechnung der Gebühren sowie die Beseitigung der 
anfallenden Rückstände entstehen, einschließlich der Entgelte für Fremdleistun-
gen sowie die an das Land und den Bund abzuführenden Abgaben und Steuern. 

 
(4) Die Benutzungsgebühr ist eine Mengengebühr, eine Grundgebühr wird nicht  

erhoben. 
 

(5) Die nachfolgende Satzung gilt in Verbindung mit den Bestimmungen der Klär-
schlammentsorgungssatzung in der jeweils gültigen Fassung. 

 
 

§ 2 
Gebührenschuldner 

 
(1) Gebührenschuldner ist der Eigentümer des entsorgten Grundstücks. 

Wenn ein Erbbaurecht besteht, tritt an die Stelle des Eigentümers der Erbbaube-
rechtigte. Besteht für das Grundstück ein Nutzungsrecht, so tritt der Nutzer an die 
Stelle des Eigentümers. Nutzer sind die in § 9 des Sachenrechtsbereinigungsge-
setzes vom 21. September 1994 (BGBl. I S. 2457) genannten natürlichen oder  
juristischen Personen des privaten und des öffentlichen Rechts. Ist der Eigentü-
mer, Erbbauberechtigte oder Nutzer nicht zu ermitteln, so tritt an deren Stelle der 
sonstige Grundstücksnutzer. 

 
(2)  Bei verpachteten und vermieteten Grundstücken tritt an die Stelle der in  

Absatz 1, Satz 1 bis Satz 4, Benannten auch der Pächter oder Mieter, sofern eine 
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unterschriebene Zustimmungserklärung des Eigentümers und der Pächter/Mieter 
vorliegt. Die in Absatz 1, Satz 1 bis Satz 4, Benannten sind in diesem Fall ver-
pflichtet, Auskunft über die Person des Pächters oder Mieters sowie die schriftli-
che Zustimmung zur Übertragung der Rechte und Pflichten als Gebührenschuld-
ner des GWAZ zu erteilen. Bei Unstimmigkeiten zwischen den in Absatz 1, Satz 1 
bis Satz 4, Benannten und dem Pächter oder Mieter über die Übertragung der 
Rechte und Pflichten sowie bei Unstimmigkeiten zwischen dem Pächter oder  
Mieter und dem Verband, bleibt es bei den Rechten und Pflichten der in Absatz 1, 
Satz 1 bis Satz 4, Benannten.  

 
(3) Mehrere Gebührenschuldner haften als Gesamtschuldner. 

 
 

§ 3 
Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht 

 
(1) Die Pflicht zur Entrichtung der Mengengebühr entsteht für Grundstücke, die das 

anfallende Abwasser in Kleinkläranlagen einleiten, nach jeder Entleerung. 
 
(2) Die Pflicht zur Entrichtung der Gebühren entsteht bei einem Wechsel des Gebüh-

renpflichtigen für den neuen Gebührenpflichtigen von dem Zeitpunkt an, ab dem 
die Rechtsänderung, die den Wechsel begründet, in Kraft tritt. 

 
(3) Die Gebührenpflicht endet, wenn auf dem Grundstück dauernd kein Abwasser 

mehr anfällt bzw. mit der Außerbetriebsetzung der Kleinkläranlage. 
 
 

§ 4 
Erhebungszeitraum, Gebührenfestsetzung und Fälligkeit 

 
(1) Der Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr. 

 
(2) Die Gebührenschuld für die Mengengebühr der Klärschlammentsorgung aus 

Kleinkläranlagen wird nach der Entleerung per Gebührenbescheid festgesetzt. 
Gleiches gilt für den Erstattungsanspruch im Havarie- und Notfall. 

 
(3) Die Gebührenschuld und der Erstattungsanspruch sind einen Monat nach der Be-

kanntgabe des Gebührenbescheides bzw. des Bescheides über den Kostenersatz 
fällig. 

 
(4) Bei Zahlungsverzug erhebt der GWAZ Mahngebühren nach der Kostenordnung 

zum Verwaltungsvollstreckungsgesetz für das Land Brandenburg (Bbg KostO).  
Auslagen und Nebenkosten werden gesondert berechnet. 

 
 

§ 5 
Mitteilungs-, Auskunfts- und Duldungspflichten 

 
(1) Die Gebührenpflichtigen haben dem GWAZ jede Auskunft zu erteilen, die für die 

Festsetzung und Erhebung der Gebühren und ggf. Entgelte erforderlich ist. 
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(2) Jeder Wechsel der Eigentumsverhältnisse am Grundstück ist dem GWAZ sowohl 
vom Veräußerer, als auch vom Erwerber, innerhalb eines Monats schriftlich anzu-
zeigen. 
Die Anzeige muss den Übergabezeitpunkt, sowie die Daten des Neueigentümers 
enthalten. Der Eigentumswechsel ist zu belegen (z. Bsp. durch Kaufvertrag, 
Grundbuchauszug, Erbschein oder ähnlich geeignete Dokumente). Gleiches gilt 
für den Wechsel dinglich Berechtigter und Nutzer nach § 2 dieser Satzung. 
Für die Gebühren bei einem Eigentümerwechsel haften Veräußerer und Erwerber 
gesamtschuldnerisch. 

 
(3) Sind auf dem Grundstück Anlagen vorhanden, die die Berechnung der Gebühren 

beeinflussen, so hat der Abgabenpflichtige dies unverzüglich dem GWAZ schrift-
lich anzuzeigen. 
Dieselbe Verpflichtung besteht für ihn, wenn solche Anlagen neu geschaffen, ge-
ändert oder beseitigt werden. 

 
(4) Der Gebührenpflichtige hat zu dulden, dass Beauftragte des GWAZ das Grund-

stück betreten, um die Bemessungsgrundlagen festzustellen oder zu prüfen. 
 
 

§ 6 
Mengengebühr (Gebührenmaßstab und Gebührensätze) 

 
(1) Die Mengengebühr für Klärschlamm aus Kleinkläranlagen bemisst sich nach der in 

Kubikmetern bemessenen Menge, die der Kleinkläranlage entnommen wurde. 
Maßgeblich ist die an der Messeinrichtung des Entsorgungsfahrzeugs festgestellte 
Menge; Messschritt ist der (angefangene) halbe Kubikmeter. Der Gebührensatz 
der Mengengebühr für Klärschlamm aus Kleinkläranlagen beträgt  

 
- für die ehemalige rechtlich selbständige öffentliche Einrichtung E I 

 ab 01.01.2021 bis 31.12.2022 12,58 Euro 
   je Kubikmeter 
 
- für die ehemalige rechtlich selbständige öffentliche Einrichtung E II 
 ab 01.01.2021 bis 31.12.2022 16,20 Euro 
   je Kubikmeter 
 
- für die ehemalige rechtlich selbständige öffentliche Einrichtung E III 
 ab 01.01.2021 bis 31.12.2022 6,28 Euro  
   je Kubikmeter 

   
ab 01.01.2023 bis 31.12.2024 einheitlich für die  14,90 Euro 
gesamte öffentliche Einrichtung  je Kubikmeter 
(gesamtes Verbandsgebiet)          

 
ab 01.01.2025 einheitlich für die gesamte öffentliche 23,72 Euro 
Einrichtung (gesamtes Verbandsgebiet)         je Kubikmeter 
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(2) Der Gebührensatz gemäß Abs. 1 schließt für die ehemalig rechtlich selbständigen 
öffentlichen Einrichtungen E I, E II und E III und die nunmehrige einheitliche ge-
samte öffentliche Einrichtung die Verwendung von Schläuchen bis zu einer Länge 
von 12 m ein. Soweit die Verwendung von Schlauchlängen über dieses Maß hin-
aus geboten ist, erfolgt eine Berechnung nach Aufwand. Für jede weitere 
Schlauchlänge entstehen Kosten in Höhe von 2,50 Euro. Eine Schlauchlänge im 
Sinne dieser Satzung ist 12 m lang. 

 
 

§ 7 
Kostenerstattung für Sonderleistungen 

 
(1) Für die Entsorgung im Havarie- und Notfall als Sonderleistung wird neben der Er-

hebung der Mengengebühr eine Kostenerstattung geltend gemacht. Die Kosten-
erstattung erfolgt auf der Grundlage des Zeitaufwandes, der in (angefangenen) 
halben Stunden ermittelt wird. 

 
(2) Sollte ein vom Grundstückseigentümer angemeldeter Entsorgungstermin trotz  

erfolgter Anfahrt des Entsorgungsfahrzeugs aus Gründen, die der Grundstücks- 
eigentümer zu vertreten hat (z.B. Nichtgewährung der Zufahrt), nicht durchgeführt 
werden können, werden dem Grundstückseigentümer die dafür aufgewendeten 
Kosten pro Vorfall in Höhe von 60,00 Euro in Rechnung gestellt. 

 
(3) Gebühren für Sonderleistungen der Verwaltung regelt die Verwaltungsgebühren-

satzung. 
 
 

§ 8 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

a. entgegen seiner Verpflichtung aus § 5, Abs. 1 und 3 seinen Mitteilungs- und 
Auskunftspflichten nicht nachkommt, 

b. entgegen § 5, Abs. 2 einen Wechsel des Gebührenschuldners nicht unverzüg-
lich anzeigt, 

c. einen Beauftragten des Verbandes entgegen seiner Pflicht aus § 5 Abs. 4  
daran hindert, das Grundstück zu betreten oder die Bemessungsgrundlagen 
festzustellen. 

 
(2) Ordnungswidrigkeiten nach Abs. 1 werden mit Geldbuße zwischen 25 und  

2.500 Euro geahndet. 
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§ 9 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt zum 01.01.2025 in Kraft.  
 

Guben, den 02.12.2024 
 
 
R. Philipp R. Homeister 
Verbandsvorsteher Stellvertretender Vorsitzender der  
  Verbandsversammlung 
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 Anlage 1 
 
 
 
 


